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// Im Blickpunkth

Nach einer Mitteilung des BDA gilt laut aktueller Aussage der Bundesagentur f�r Arbeit die verl�ngerte Bezugsfrist von

24 Monaten f�r Kurzarbeitergeld, wenn die Kurzarbeit tats�chlich noch 2009 beginnt und die Anzeige bei der Arbeits-

agentur noch 2009 zugeht. Urspr�nglich hatte die Bundesagentur den Zugang des Anerkennungsbescheids beim Unter-

nehmen als maßgeblich angesehen. Dem Grunde nach geht es um den Aspekt des Vertrauensschutzes, der an den Aner-

kennungsbescheid ankn�pft. Eine „Reservierung“ der 24-monatigen Bezugsdauer durch fr�hzeitige Kurzarbeitsanzeige

im Jahr 2009, obwohl von vornherein der Beginn der Kurzarbeit erst f�r 2010 geplant und durchgef�hrt wird, wird von

dem Vertrauensschutz jedoch nicht erfasst.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
vonDr. EckardSchwarz, RA,

FAArbRundPartner, Lovells

LLP,Hamburg

Arbeitsrechtlicher Blick auf sozial-
versicherungsrechtliche Kapriolen

F�r den sozialversicherungsrechtlichen Laien

kam die Botschaft der Spitzenverb�nde der

deutschen Sozialversicherung damals am 5./

6.7.2005 �berraschend: Im Falle einer einver-

nehmlichen, unwiderruflichen Freistellung im

Arbeitsverh�ltnis sollte kein Besch�ftigungs-

verh�ltnismehr vorliegen,weil derArbeitgeber

�ber die Arbeitsleistung des Mitarbeiters nicht

mehr verf�gen kann. Die Konsequenz hieraus

ist beachtlich, weil durch das Entfallen des „Be-

sch�ftigungsverh�ltnisses“ die sozialversiche-

rungsrechtliche Verantwortlichkeit des Arbeit-

gebers endet. Konkret hatten viele Arbeitneh-

mer inDeutschland auf einmal große Sorge, ab

der Freistellung selbst f�r ihre Kranken- und

sonstige Sozialversicherung sorgen zum�ssen.

Aus Sorge hiervor verlangtenMitarbeiter in der

Praxisvon ihrenArbeitgebern, k�nftignurnoch

widerruflichFreigestelltezuwerden.

Das BSG hatmit Urteil vom 24.9.2008 die alten

Verh�ltnisse wieder hergestellt: Danach be-

h�lt der Arbeitgeber – trotz unwiderruflicher

Freistellung – noch ein ausreichendes Maß an

Verf�gungsgewalt �ber den freigestelltenMit-

arbeiter, so dass das Besch�ftigungsverh�ltnis

nicht enden soll. Mit dieser vern�nftigen,

pragmatischen Entscheidung hat das Bundes-

arbeitsgericht dem inzwischen ber�hmten

Gespr�chskreis der Spitzenverb�nde der deut-

schen Sozialversicherung eine zweite Gele-

genheit zur Publicity gegeben: Am 30./

31.3.2009 korrigierten nun diese Spitzenver-

treter der deutschen Sozialversicherung (end-

lich!) ihre Rechtsauffassung aus dem Jahre

2005, um die sie niemand gebeten hatte und

die niemand aktiv nutzte. Der Arbeitsrechtler,

der von den Tiefen des Sozialversicherungs-

rechts nichts versteht und nur staunend zuse-

hen kann, fragt sich, ob all dies n�tig war.

Entscheidungen
BAG: Firmentarifvertrag bei

Betriebs�bergang

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

26.8.2009 – 5 AZR 969/08 – wie folgt: Nach

§ 613a Abs. 1 Satz 2 BGB werden die Rechte und

Pflichten aus einem Firmentarifvertrag des Ver-

�ußerbetriebs Inhalt des Arbeitsverh�ltnisses

zwischen dem Betriebserwerber und dem Arbeit-

nehmer, d. h. sie werden transformiert. Enth�lt

ein transformierter Tarifvertrag eine dynamische

Verweisung auf andere Tarifvertr�ge, werden

diese mit ihrem Inhalt zum Zeitpunkt des Be-

triebs�bergangs in die Arbeitsverh�ltnisse der

�bernommenen Arbeitnehmer einbezogen. An

der Weiterentwicklung der Tarifvertr�ge nehmen

die Arbeitsverh�ltnisse nicht teil.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2702-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Unverfallbarkeitsfristen bei

Betriebsrente

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

14.1.2009 – 3 AZR 529/07 – wie folgt: Die Unver-

fallbarkeitsfrist des § 30f Abs. 1 S. 1 Halbs. 2 Be-

trAVG f�r zugesagte Leistungen der betrieblichen

Altersversorgung muss mit Ablauf des

31.12.2005 erreicht sein. Es gen�gt, dass diese

Unverfallbarkeitsfrist gleichzeitig mit der Beendi-

gung des Arbeitsverh�ltnisses abl�uft. § 30f

Abs. 1 S. 1 Halbs. 2 BetrAVG setzt demgem�ß

nicht voraus, dass der Arbeitnehmer erst nach

dem 31.12.2005 ausscheidet.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2702-2

unterwww.betriebs-berater.de

LAG N�rnberg: Bezugnahme in

arbeitsvertraglicher Klausel

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

29.10.2009 – 5 Sa 403/08 – wie folgt: Eine ar-

beitsvertragliche Klausel, in der auf tarifvertragli-

che Bestimmungen Bezug genommen wird,

kann als Gleichstellungsabrede nur dann gewer-

tet werden, wenn auf die tarifvertraglichen Be-

stimmungen, die im Falle einer arbeitnehmersei-

tigen Tarifbindung normativ gem. § 4 Abs. 1 S. 1

TVG zur Anwendung kommen w�rden, als Gan-

zes Bezug genommen wird.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2702-3

unterwww.betriebs-berater.de

LAG Berlin-Brandenburg: Arbeitnehmer-

anh�rung bei Verdachtsk�ndigung

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

6.11.2009 – 6 Sa 1121/09 – wie folgt: Zur Anh�-

rung des Arbeitnehmers als Wirksamkeitsvoraus-

setzung f�r eine Verdachtsk�ndigung geh�rt,

ihm deutlich zu machen, dass der Arbeitgeber

aufgrund konkreter Verdachtsmomente einen

entsprechenden Verdacht hegt und darauf ggf.

eine K�ndigung zu st�tzen beabsichtigt, und

dem Arbeitnehmer Gelegenheit zu geben, ent-

weder einen Rechtsanwalt hinzuzuziehen oder

sich �ber einen Rechtsanwalt innerhalb einer be-

stimmten Frist schriftlich zu �ußern.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2702-4

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
EU dehnt Elternurlaub aus

Die EU hat das Recht auf Erziehungsurlaub ausge-

weitet. Die zust�ndigen Minister haben sich da-

rauf verst�ndigt, dass Eltern k�nftig Anspruch auf

einen l�ngeren Elternurlaub haben. Die europ�-

ischen Regelungen zum Elternurlaub werden ent-

sprechend angepasst, so dass berufst�tige Eltern

nach Geburt oder Adoption eines Kindes einen

mindestens viermonatigen Urlaub nehmen k�n-

nen.
(EU-Kommission PM vom 1.12.2009)

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
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